
Peking (dpa) – Ohne Durchbruch sind die
Sechser-Gespräche über ein Ende des
nordkoreanischen Atomwaffenpro-
gramms abgeschlossen worden. Vermitt-
ler China nannte am Sonntag als Grund
dafür einen „extremen Mangel an Ver-
trauen“ sowie „ernste Differenzen“.
Nach viertägigen Verhandlungen hatten
sich die Delegationen in Peking jedoch
auf die Einrichtung einer Arbeitsgruppe
und neue Verhandlungen vor Ende Juni
geeinigt. Washington zeigte sich zufrie-
den. Nordkorea machte die Zukunft der
Gespräche von den USA abhängig.

Neue Atom-Runde bis Juni

AUSLAND

Von Andreas Hoffmann

Berlin – Die rot-grüne Bundesregierung
hat sich am Sonntag überraschend mit
dem Betreiberkonsortium Toll Collect
bei der LKW-Maut verständigt. Das ver-
lautete aus Regierungskreisen am Sonn-
tagabend. „Es gibt eine Einigung“, hieß
es. Die Einzelheiten wollten Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder und Verkehrsmi-
nister Manfred Stolpe auf einer Presse-
konferenz am Sonntagabend im Kanzler-
amt vorstellen. Wie es hieß, seien sich die
Beteiligten bei den umstrittenen Fragen
Haftungsobergrenze und Ausstiegsklau-
sel einig geworden.

Zuvor hatten Fachleute des Verkehrs-
ministeriums und des Betreiberkonsorti-
ums Toll Collect an geheimem Ort ver-
handelt. Dabei ging es um ein neues An-
gebot, mit dem Toll Collect der rot-grü-
nen Koalition entgegenkommen wollte.
Zugleich war auch von einem Spitzenge-
spräch die Rede gewesen; Kanzler Schrö-
der habe mit DaimlerChrysler-Chef Jür-
gen Schrempp und Deutsche-Telekom-
Chef Kai-Uwe letzte Details für eine Lö-
sung klären wollen, hieß es. Dieses Tref-
fen könne auch kurzfristig zustande kom-
men, verlautete immer wieder in Regie-
rungskreisen.

Besonders umstritten war bis zuletzt
die Frage der Haftung und einer Aus-
stiegsklausel. Zuletzt hieß es, dass Toll
Collect eine Haftungsobergrenze von ei-
ner Milliarde Euro anbieten wollte. Zu
dem Konsortiums gehören neben Daim-
lerChrysler und Deutscher Telekom
auch der französische Konzern Cofirou-
te. Bisher hatte das Konsortium eine
Obergrenze von 500 Millionen Euro pro
Jahr angeboten und wollte diese Summe
nur nach und nach auf 800 Millionen
Euro anheben. Dies war Verkehrminis-
ter Stolpe zu wenig. Denn er rechnet da-
mit, dass ihm pro Jahr bis zu zwei Milliar-
den Euro Einnahmen aus der Maut feh-
len könnten. Außerdem hieß es in den Re-
gierungskreisen, sei die geplante Aus-
stiegsklausel vom Tisch. Mit dieser Rege-
lung wollte sich Toll Collect von der
LKW-Maut verabschieden, sollte sich

nach einiger Zeit zeigen, dass das System
nicht funktioniert. Dies hatte das Ver-
kehrsministerium allerdings immer abge-
lehnt. Schließlich sollte das Betreiber-
konsortium auch höhere Vertragsstrafen
angeboten haben, um eine Einigung zu er-
reichen.

In dem monatelangen Streit um die
LKW-Gebühr hatte Verkehrsminister
Stolpe den Maut-Vertrag vor knapp zwei
Wochen mit zweimonatiger Frist gekün-
digt. Daraufhin stellte Schrempp ein neu-
es Angebot in Aussicht. Der Vorsitzende
der Verkehrsgewerkschaft Transnet, Nor-
bert Hansen, hatte zuvor Stolpe zur Här-
te gegenüber den beteiligten Firmen auf
gefordert. Der Staat solle alle Mittel ge-
gen Toll Collect nutzen, sagte er. Es sei
„ein Skandal, dass wir überhaupt darü-
ber reden müssen, wer sich wie hoch ver-
schulden sollte“, um die Ausfälle auszu-
gleichen.

City-Maut stößt auf Skepsis
Unterdessen stößt der Vorschlag der

Grünen für eine „City-Maut“ bei SPD
und Union auf Skepsis. „Das ist kein The-
ma, das uns beschäftigt“, sagte ein Spre-
cher des Verkehrsministeriums. Er ver-
wies darauf, dass die Kommunen solche
Pläne ablehnen. Der SPD-Verkehrsex-
perte Peter Danckert sprach von einem
„völlig überflüssigen Vorschlag“. Die
Verkehrspolitiker sollten sich nicht ver-
zetteln, sondern darauf konzentrieren,
die LKW-Maut umzusetzen.

Zuvor hatte der grüne Verkehrsex-
perte Albert Schmidt eine City-Maut
nach Londoner Vorbild ins Gespräch
gebracht. Danach dürften Autofahrer
nur gegen eine Gebühr in die Innenstadt
fahren. Auf diese Weise erhielten die
Städte mehr Geld, mit dem sie den öffent-
lichen Nahverkehr ausbauen oder Schu-
len und Schwimmbäder erneuern könn-
ten, sagte Schmidt. Die CDU argumen-
tiert, mit einer Maut würden die Innen-
städte weiter veröden. Ihr Verkehrsex-
perte Dirk Fischer sagte, es sei „typisch
für die Grünen, dass für sie der Autofah-
rer nur als Melkkuh der Nation interes-
sant ist“.

Neunzig Minuten verbrachte Bundes-
kanzler Gerhard Schröder mit sei-

ner Delegation im Weißen Haus. Und
auf beiden Seiten war anschließend die
Zufriedenheit groß. Es sei ein gutes Ge-
spräch gewesen, sagte der Kanzler, und
seine deutschen Begleiter versäumten
es nicht, den Journalisten mitzuteilen,
dass auch die Amerikaner sich beim Hi-
nausgehen sehr erfreut über die Begeg-
nung gezeigt hätten. Ein Beteiligter aus
dem deutschen Tross beschrieb die
neue Qualität so: „Man hat sich nicht
mehr die vorbereiteten Statements vor-
getragen, sondern richtig diskutiert.“

Natürlich war der Irak ein Thema.
Doch dabei ging es nicht mehr um den
Sinn des Krieges. Und auch nicht um
die Frage, ob Deutschland sich bei der
Friedenssicherung mit Truppen betei-
ligt. George W. Bush drängte lediglich
darauf, dass der Kanzler sich öffentlich
für Stabilität und Demokratie im Irak
aussprechen solle – ein Wunsch, den zu
erfüllen Schröder in der anschließen-
den Pressekonferenz nicht schwer fiel.
Bush nützt dieses Bekenntnis gegen sei-
ne innenpolitischen Widersacher, die
ihm das Zerwürfnis mit wichtigen euro-
päischen Partnern wegen des Irak-Krie-
ges vorhalten. Aber auch Schröder er-
achtet es offenkundig als sinnvoll, das
gemeinsame Interesse an Frieden zu be-
tonen. Dass die Zweifel an einem Feld-
zug zum Zwecke der Entmachtung Sad-
dam Husseins berechtigt waren, hat
sich schließlich mittlerweile ausrei-
chend herumgesprochen.

Durchaus näher gekommen sind sich
beide Seiten auch beim Thema Nahost.
Die Idee einer breiten Modernisierungs-
initiative als Grundlage für eine Demo-
kratisierung der gesamten Region, wie
sie Außenminister Joschka Fischer vor
kurzem auf der Münchener Sicherheits-
konferenz vortrug, hat in der US-Regie-
rung großen Widerhall gefunden.
Washington erkennt darin die Bereit-
schaft der Deutschen, sich auf den An-
satz einer grundsätzlichen regionalen
Neuordnung einzulassen. Die deutsche
Seite wiederum kann sich zugute hal-

ten, dass auch die Amerikaner nun ähn-
lich wie Berlin eine Art erweiterten Si-
cherheitsbegriff verfolgen, der die Lö-
sung von Problemen nicht mehr allein
mit Waffengewalt vorsieht. „Die Inte-
ressen ergänzen sich hier aufs Lieblichs-
te“, findet ein deutscher Diplomat.

Einig sind sich beide Seiten auch da-
rin, dass eine solche Initiative nicht
vom Westen übergestülpt, sondern von
betroffenen Staaten erbeten werden
soll, um ihre Akzeptanz zu verbessern.
Hinter den Kulissen wird darüber bei
Regierungen, die den USA und Europa
freundlich gesonnen sind, bereits son-
diert. Und mit dem jordanischen König
Abdullah kommt ein potenzieller Kan-
didat für ein solches Ersuchen nächste
Woche ins Kanzleramt.

Einen großen Teil des Gespräches
nahm auch die Situation in Russland
ein. Deutsche, Briten und Franzosen
hatten bereits auf ihrem Dreier-Gipfel
in Berlin eine „gewisse Entfremdung“
beklagt. Nun zeigte sich auch Bush
dem Vernehmen nach besorgt über Un-
wägbarkeiten im Verhältnis zu Präsi-
dent Wladimir Putin. Eine Probe aufs
Exempel ist für die US-Seite die Lage
in Georgien, wo Washington den neuen
Präsidenten Michail Saakaschwili un-
terstützt. Zwar akzeptiert man, dass
Moskau auf seinen Einfluss in den frü-
heren Sowjet-Republiken pocht. Ande-
rerseits wollen die USA nach dem
Machtwechsel in Tiflis die Chance auf
eine Demokratisierung nicht unge-
nutzt lassen. (Seite 4)  Nico Fried

München (ddp) – Scharfe Kritik an Tsche-
chien ist am Wochenende auf der Bundes-
versammlung der Sudetendeutschen
Landsmannschaft in München laut ge-
worden. Spitzenvertreter der Organisati-
on äußerten sich am Samstag empört
über das Prager Festhalten an den so ge-
nannten Benes-Dekreten zur Vertrei-
bung der Sudetendeutschen nach dem
Zweiten Weltkrieg. Die bayerische Land-
tags-Vizepräsidentin Barbara Stamm
(CSU) betonte in einem Grußwort, Tsche-
chien verstoße derzeit gegen die Krite-
rien für die EU-Beitrittskandidaten.
Eine große Mehrheit bestätigte die Dop-
pelspitze der Sudetendeutschen im Amt.
Bundesvorsitzender bleibt der CSU-Eu-
ropaabgeordnete Bernd Posselt, Spre-
cher ist weiter der frühere bayerische
Landtagspräsident Johann Böhm (CSU).
Böhm verwies darauf, dass der frühere
Staatspräsident Edvard Benes „die trei-
bende Kraft bei der Verfolgung der Deut-
schen“ gewesen sei. Dennoch habe das
tschechische Parlament nun ein Gesetz
beschlossen, wonach sich Benes um den
Staat verdient gemacht habe. Böhm sag-
te: „Ethnische Säuberung – auf dem Bal-
kan durch die westliche Rechtsgemein-
schaft bekämpft – wurde in der Tsche-
chischen Republik also als Instrument an-
erkannt, durch das man sich um den
Staat und die Volksgemeinschaft bleiben-
de Verdienste erwerben kann.“ Wenn
sich Tschechien weiter zu „immer noch
fortwirkenden Unrechtsakten“ bekenne,
dann könne es nicht integrierter Teil der
europäischen Rechtsgemeinschaft sein.

Washington (AFP) – Der Informant, der
der US-Armee beim Aufspüren der bei-
den Söhne Saddam Husseins geholfen
hatte, hat das auf Udai und Kusai ausge-
setzte Kopfgeld erhalten. Der Mann habe
in den vergangenen Tagen 30 Millionen
Dollar ausgezahlt bekommen, sagte eine
Sprecherin des US-Außenministeriums
am Samstag in Washington. Der Infor-
mant und seine Familie seien an einen an-
deren Ort gebracht worden, fügte sie oh-
ne weitere Einzelheiten hinzu.

New York (dpa) – Die Arbeitslosigkeit in
New York hat Schwarze mit besonderer
Wucht getroffen. Ende 2003 war fast je-
der zweite Mann afroamerikanischer
Abstammung zwischen 16 und 64 Jahren
ohne Job. Das berichtete die New York
Times am Samstag unter Berufung auf ei-
ne Studie der Gesellschaft für kommuna-
le Dienste (CSC). Der Untersuchung zu-
folge haben nur 51,8 Prozent aller afro-
amerikanischen Männer in New York ein
festes Einkommen.

Miaoli (dpa) – Aus Protest gegen China
haben mehr als 2,2 Millionen Demons-
tranten in Taiwan eine fast 500 Kilome-
ter lange Menschenkette gebildet. Von
Keelung im Norden bis nach Pingtung im
Süden des Landes reichten sich am Sams-
tag die Demonstranten die Hände und
skandierten Parolen wie „Für Frie-
den – gegen Raketen“. Die Massenkund-
gebung richtete sich gegen die Raketen-
drohung Chinas. Die Volksrepublik be-
trachtet Taiwan seit 1949 als abtrünnige
Provinz.

Verhandlungen zur LKW-Maut

Einigung mit Toll Collect
Konsortium bessert bei Haftung und Ausstieg nach

Sudetendeutsche
empört über Prag

New York (Reuters) – Die Regierung des
gestürzten irakischen Präsidenten Sad-
dam Hussein hat einem Zeitungsbericht
zufolge Provisionen in Milliardenhöhe
von ausländischen Firmen kassiert, die
im Irak Geschäfte betrieben. Unter Ver-
stoß gegen UN-Sanktionen hätten Unter-
nehmen aus aller Welt große Bargeldsum-
men in Koffern bei den Ministerien abge-
liefert, berichtet die New York Times auf
ihrer Internetseite unter Berufung auf be-
teiligte Regierungsvertreter.

Rom (AP) – Ein muslimischer Aktivist in
Italien hat Klage gegen Papst Johannes
Paul II. sowie Kardinal Joseph Ratzinger
und weitere Geistliche erhoben. Die Äu-
ßerungen dieser Vertreter der katholi-
schen Kirche zur Überlegenheit des
Christentums verstießen gegen die italie-
nische Verfassung, machte Adel Smith
beim Einreichen seiner Klage geltend.
Der Präsident der Muslimischen Union
Italiens forderte eine gerichtliche Verur-
teilung der Äußerungen.

San Francisco (dpa) – Im Streit um die
Ehe schwuler und lesbischer Paare in
San Francisco ist die Regierung von Gou-
verneur Arnold Schwarzenegger mit ei-
nem Antrag auf sofortiges Verbot ge-
scheitert. Das oberste Gericht des Bun-
desstaates lehnte es ab, die Trauungen so-
fort zu verbieten und geschlossene Ehen
zu annullieren. In den vergangenen zwei
Wochen haben sich in San Francisco
3400 gleichgeschlechtliche Paare aus
den USA trauen lassen.

Teheran (AP) – Das iranische Parlament
hat 1,26 Millionen Euro zur Abwehr von
„amerikanischer Einmischung“ gebil-
ligt. Im Rundfunk hieß es, mit dem Geld
solle verhindert werden, innere Angele-
genheiten des Landes zu beeinflussen
und Verschwörungen anzuzetteln. Iran
werde die USA vor dem Internationalen
Gerichtshof wegen „kultureller Invasi-
on“ verklagen. Der Nachrichtenagentur
Irna zufolge wehrt sich Teheran gegen
Pläne, die Ausstrahlung von Rundfunk-
sendungen nach Iran zu intensivieren.

hoff Berlin – Nach einer Nullrunde in die-
sem Jahr können die Rentner 2005 offen-
bar mit einem bescheidenen Zuwachs ih-
rer Bezüge rechnen. Sozialministerin Ul-
la Schmidt (SPD) widersprach einem Zei-
tungsbericht, wonach die Ruheständler
auch im nächsten Jahr mit einer Nullrun-
de rechnen müssten. „Dem Bericht fehlt
jegliche Basis“, sagte ein Ministeriums-
sprecher. Nach seinen Worten gebe es
noch keine aussagefähigen Zahlen, um
den Rentenanstieg im Jahr 2005 abzu-
schätzen. Die Wirtschaft stehe aber vor
einem Aufschwung, wovon auch die Rent-
ner profitieren würden. Der Bericht solle
wohl dazu dienen, den Ausgang der Ham-
burg-Wahl zu beeinflussen, sagte der
Sprecher.

Die Bild am Sonntag hatte berichtet,
dass sich die Rentner im kommenden
Jahr auf eine weitere Nullrunde einstel-
len müssten. So würden ihre Bezüge um
0,38 Prozent im Westen und um 0,61 Pro-
zent im Osten steigen, meldete das Blatt
und berief sich auf interne Berechnun-
gen der Rentenversicherer. Dieser Zu-
wachs werde aber durch den erwarteten
Preisanstieg wieder aufgezehrt. Die Sta-
tistiken entstammten der jüngsten Fi-
nanzschätzung der Rentenversicherer, in
denen diese die Wirtschaftsdaten der Ko-
alition berücksichtigen. In ihrem Jahres-
wirtschaftsbericht kalkuliert die Bundes-
regierung mit einer Inflationsrate von
1,3 Prozent in diesem Jahr und zwei Pro-
zent im Jahr 2005. Bereits vor einigen Wo-
chen hatten die Rentenversicherer die
Rentenerhöhung für das Jahr 2005 abge-
schätzt. Danach gingen sie von einem
Plus von 0,5 Prozent für den Westen und
0,7 Prozent für den Osten aus.

Washington (dpa) – Die USA wollen die
Suche nach dem Top-Terroristen Osama
bin Laden intensivieren. US-Präsident
George W. Bush habe persönlich eine
neue Initiative abgezeichnet, berichtete
die New York Times am Sonntag. Unter-
dessen sind die amerikanisch geführten
Koalitionsstreitkräfte in Afghanistan op-
timistisch, bin Laden über kurz oder
lang zu fassen. Ein Sprecher der US-Ar-
mee sagte am Samstag in Kabul, die Hin-
weise aus der Bevölkerung hätten zuge-
nommen. Dies sei der Schlüssel.

Schwarze benachteiligt

Schwarzenegger scheitert
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Renten sollen 2005
wieder etwas steigen

Wo Interessen sich lieblich treffen
US-Präsident Bush und Bundeskanzler Schröder sind sich wirklich näher gekommen

Kopfgeld ausbezahlt

Bargeschäfte mit Saddam

Muslim verklagt Papst

Bin Laden auf der Spur

Millionen protestieren

Fonds gegen Einmischung

„Man hat richtig diskutiert“ – immerhin 90 Minuten lang. Foto: AP

Für Klimaschutz und Innovation – gegen Stagnation
Offener Brief an den BDI-Präsidenten

Sehr geehrter Herr Dr. Rogowski,

vor drei Jahren hat sich die deutsche Industrie verpflichtet, bis 2010 pro Jahr 45 Millio-
nen Tonnen Kohlendioxid weniger auszustoßen. Dies ist ein wichtiger Beitrag zur
Erfüllung der internationalen Klimaschutzverpflichtungen Deutschlands.

Der Emissionshandel ist ein marktwirtschaftliches Instrument, dieses Ziel so kosten-
günstig wie möglich zu erreichen. Vom BDI wurde es seit Jahren gefordert. Nun
versuchen Sie alles, dessen verantwortungsbewusste Ausgestaltung zu verhindern.
Statt Ihre Selbstverpflichtung zu erfüllen, wollen Sie steigende Emissionen durchset-
zen. Jeder soll weiterhin so viele Treibhausgase in die Luft blasen können, wie er will.
Ihre Forderungen sind innovationsfeindlich und beschleunigen den Klimawandel.

Sie wollen Ihre Klimaschutzverpflichtungen auf die Bürgerinnen und Bürger abwälzen.
Oder wollen Sie, dass sich Deutschland aus seinen internationalen Klimaschutzver-
pflichtungen verabschiedet? Ein anspruchsvoll strukturierter Emissionshandel gehört
mit der Ökosteuer, dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und der Förderung der Kraft-
Wärme-Kopplung in den Instrumentenmix zum Klimaschutz.

Für Ihre Politik werden Sie in Deutschland keine Unterstützung finden. Lenken Sie
ein und kehren Sie in den Kreis derer zurück, die ein zukunftsfähiges Land gestalten
wollen!

ViSdP: Jürgen Maier, Forum Umwelt & Entwicklung, Am Michaelshof 8–10, 53177 Bonn

Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE)

����������	��	
��	��

�
������	����
��	���	��������


